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Änderungsantrag 1
Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. erinnert daran, dass der 
Haushaltsplan 2015 zu einer Zeit kommt, 
in der viele Mitgliedstaaten ständige –
häufig von der Union geforderte –
Anstrengungen unternehmen, um ihre 
öffentlichen Finanzen streng zu 
kontrollieren; vertritt daher die Ansicht, 
dass es wichtiger denn je ist, dass die EU 
sich mit diesen Mitgliedstaaten 
solidarisch zeigt und Haushaltspläne 
beschließt, die auf den Kernprinzipien 
Wirksamkeit, Effizienz und europäischer 
Mehrwert beruhen;

Or. en

Änderungsantrag 2
Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), in dem 
die wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
erwartet, dass der Rat nicht versuchen 
wird, eine restriktive Auslegung spezieller 
Bestimmungen vorzuschreiben; betont, 
dass jeder jährliche Haushaltsplan mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 
des Rates1 und der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 über 
die Haushaltsdisziplin, die 

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), in dem 
die wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
betont, dass jeder jährliche Haushaltsplan 
mit der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 1311/2013 des Rates1 und der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
2. Dezember 2013 über die 
Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im 
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung2 in Einklang stehen 



PE537.188v03-00 4/12 AM\1033348DE.doc

DE

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung2 in 
Einklang stehen und nicht als Vorwand 
für eine Neuaushandlung des MFR 
dienen sollte; ist davon überzeugt, dass ein 
hohes Maß an Umweltschutz in der 
Europäischen Union, Gesundheit als 
Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Wohlstand, Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

sollte; ist davon überzeugt, dass ein hohes 
Maß an Umweltschutz in der Europäischen 
Union, Gesundheit als Voraussetzung für 
wirtschaftlichen Wohlstand, Lebensmittel-
und Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 3
Nils Torvalds

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), in dem 
die wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
erwartet, dass der Rat nicht versuchen 
wird, eine restriktive Auslegung spezieller 
Bestimmungen vorzuschreiben; betont, 
dass jeder jährliche Haushaltsplan mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 
des Rates1 und der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 über 
die Haushaltsdisziplin, die 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und 

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), in dem 
die wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
erwartet, dass der Rat nicht versuchen 
wird, eine restriktive Auslegung spezieller 
Bestimmungen vorzuschreiben; betont, 
dass jeder jährliche Haushaltsplan mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 
des Rates1 und der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 über 
die Haushaltsdisziplin, die 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und 
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die wirtschaftliche Haushaltsführung2 in 
Einklang stehen und nicht als Vorwand 
für eine Neuaushandlung des MFR 
dienen sollte; ist davon überzeugt, dass ein 
hohes Maß an Umweltschutz in der 
Europäischen Union, Gesundheit als 
Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Wohlstand, Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

die wirtschaftliche Haushaltsführung2 in 
Einklang stehen sollte; ist davon überzeugt, 
dass ein hohes Maß an Umweltschutz in 
der Europäischen Union, Gesundheit als 
Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Wohlstand, Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 4
Jan Huitema

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), in dem 
die wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
erwartet, dass der Rat nicht versuchen 
wird, eine restriktive Auslegung spezieller 
Bestimmungen vorzuschreiben; betont, 
dass jeder jährliche Haushaltsplan mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 
des Rates1 und der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 über 
die Haushaltsdisziplin, die 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung2 in 

2. verweist auf die vor kurzem erzielte 
Vereinbarung über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen 2014–2020 (MFR), 
einschließlich neuer 
Flexibilitätsinstrumente, in dem die 
wesentlichen Parameter für die 
Jahreshaushalte bis 2020 festgelegt sind; 
erwartet, dass der Rat nicht versuchen 
wird, eine restriktive Auslegung spezieller 
Bestimmungen vorzuschreiben; betont, 
dass jeder jährliche Haushaltsplan mit der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 
des Rates1 und der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 über 
die Haushaltsdisziplin, die 
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Einklang stehen und nicht als Vorwand 
für eine Neuaushandlung des MFR 
dienen sollte; ist davon überzeugt, dass ein 
hohes Maß an Umweltschutz in der 
Europäischen Union, Gesundheit als 
Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Wohlstand, Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung2 in 
Einklang stehen sollte; ist davon überzeugt, 
dass ein hohes Maß an Umweltschutz in 
der Europäischen Union, Gesundheit als 
Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Wohlstand, Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie die 
Mechanismen zum Schutz vor 
Naturkatastrophen und von Menschen 
verursachten Katastrophen wesentliche 
Werte aller Unionsbürger darstellen;

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 
2013 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2014 – 2020 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884).

2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 2 ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 5
Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. betont, dass 2015 als zweites Jahr der 
Geltung des neuen MFR für die 
erfolgreiche Umsetzung der neuen 
Mehrjahresprogramme für den Zeitraum 
2014–2020 wichtig sein wird; unterstreicht, 
dass die Durchführung aller Programme 
schnellstmöglich in vollem Gange sein 
muss, damit die Umsetzung der 
Schlüsselstrategien der EU nicht 
beeinträchtigt wird; 

3. betont, dass 2015 als zweites Jahr der 
Geltung des neuen MFR für die 
erfolgreiche Umsetzung der neuen 
Mehrjahresprogramme für den Zeitraum 
2014–2020 wichtig sein wird; unterstreicht, 
dass alle Programme schnellstmöglich in 
vollem Umfang greifen müssen, damit die 
Umsetzung der Schlüsselstrategien der EU 
nicht beeinträchtigt wird;

Or. en

Änderungsantrag 6
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Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. stellt fest, dass die restriktive 
Finanzpolitik wahrscheinlich dazu führen 
wird, dass für 2015 weniger 
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen 
werden, und bekundet diesbezüglich seine 
Absicht, positive und negative Prioritäten 
zu ermitteln, durch die nachhaltiges 
Wachstum gefördert und gleichzeitig eine 
Haushaltskonsolidierung ermöglicht 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 7
Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 9

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

9. stellt fest, dass die Ausstattung des 
Haushaltsplans 2015 real niedriger ausfällt 
als die des Haushaltsplans 2013; legt der 
Kommission und den Mitgliedstaaten 
diesbezüglich nahe, alles zu tun, um für die 
rasche Annahme sämtlicher 
Partnerschaftsabkommen und operativen 
Programme zu sorgen, damit bei der 
Durchführung der neuen 
Investitionsprogramme keine weitere Zeit 
verloren wird; betont, wie wichtig es ist, 
dass die Kommission die nationalen
Behörden in allen Phasen des Prozesses 
uneingeschränkt unterstützt;

9. begrüßt, dass die Ausstattung des 
Haushaltsplans 2015 real niedriger ausfällt 
als die des Haushaltsplans 2013; legt der 
Kommission und den Mitgliedstaaten 
diesbezüglich nahe, alles zu tun, um für die 
rasche Annahme sämtlicher 
Partnerschaftsabkommen und operativen 
Programme zu sorgen, damit bei der 
Durchführung der neuen 
Investitionsprogramme keine weitere Zeit 
verloren wird; betont, wie wichtig es ist, 
dass die Kommission die nationalen
Behörden in allen Phasen des Prozesses 
uneingeschränkt unterstützt;

Or. en



PE537.188v03-00 8/12 AM\1033348DE.doc

DE

Änderungsantrag 8
Nicola Caputo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 9 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

9a. verweist darauf, dass Horizont 2020 
zur Erreichung der Zielsetzungen im 
Zuständigkeitsbereich dieses Ausschusses 
beitragen wird, mit Forschungsprojekten 
in den Bereichen Klimaschutz, 
Gesundheit, Umwelt und insbesondere 
Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energieträgern durch innovative 
Lösungen; bekräftigt seine Zusage, die 
Abstimmung der Projekte auf die 
entsprechenden Zielsetzungen und die 
Fortschritte bei der Umsetzung zu 
überwachen;

Or. en

Änderungsantrag 9
Jan Huitema

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 12

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

12. weist darauf hin, dass die Verwaltung 
von Zuschüssen als wesentlicher Teil des 
LIFE-Programms der Exekutivagentur für 
kleine und mittlere Unternehmen 
(EASME) übertragen wird; stellt fest, dass 
die Auslagerung dieses Teils des LIFE-
Programms (+/- 206 Mio. EUR) das Ziel 
einer Vereinbarung mit EASME ist, die 
sich im Endstadium der Verhandlungen 
befindet; unterstreicht, dass die 
entsprechenden operativen Mittel nach der 
Unterzeichnung der Vereinbarung EASME 
zufließen;

12. weist darauf hin, dass die Verwaltung 
von Zuschüssen als wesentlicher Teil des 
LIFE-Programms der Exekutivagentur für 
kleine und mittlere Unternehmen 
(EASME) übertragen wird; stellt fest, dass 
die Auslagerung dieses Teils des LIFE-
Programms (+/- 206 Mio. EUR) das Ziel 
einer Vereinbarung mit EASME ist, die 
sich im Endstadium der Verhandlungen 
befindet; begrüßt, dass dieser Beitrag von 
LIFE für EASME, die unternehmerische 
Initiative und Innovationen in 
umweltrelevanten Bereichen fördert, um 
61,36 % erhöht wurde; unterstreicht, dass 
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die entsprechenden operativen Mittel nach 
der Unterzeichnung der Vereinbarung 
EASME zufließen;

Or. en

Änderungsantrag 10
Jan Huitema

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 13

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

13. ist sich dessen bewusst, dass im 
Haushaltsentwurf für 2015 ein Zuschuss 
der Kommission an die Europäische 
Chemikalienagentur (ECHA) in Höhe von 
5,5 Mio. EUR für Tätigkeiten im Bereich 
Biozide und PIC (Rechtsvorschriften über 
die Ein- und Ausfuhr gefährlicher 
Chemikalien) ausgewiesen ist, wobei 
ECHA 3,25 Mio. EUR an Gebühren von 
der Industrie erhalten soll; ersucht die 
Kommission, dafür zu sorgen, dass im 
Falle eines Mangels an 
Gebühreneinnahmen für 2015 ausreichende 
Mittel bereitgestellt werden;

13. ist sich dessen bewusst, dass im 
Haushaltsentwurf für 2015 ein Zuschuss 
der Kommission an die Europäische 
Chemikalienagentur (ECHA) in Höhe von 
5,5 Mio. EUR für Tätigkeiten im Bereich 
Biozide und PIC (Rechtsvorschriften über 
die Ein- und Ausfuhr gefährlicher 
Chemikalien) ausgewiesen ist, wobei 
ECHA 3,25 Mio. EUR an Gebühren von 
der Industrie erhalten soll; ersucht die 
Kommission, dafür zu sorgen, dass im 
Falle eines Mangels an 
Gebühreneinnahmen für 2015 ausreichende 
Mittel bereitgestellt werden; fordert die 
interinstitutionelle Arbeitsgruppe für die 
Agenturen auf, klare und transparente 
Regeln für die Finanzierung der 
Agenturen zu prüfen;

Or. en

Änderungsantrag 11
Giovanni La Via

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 14

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

14. stellt fest, dass sich der von der 14. stellt fest, dass sich der von der 
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Europäischen Arzneimittel-Agentur 
geforderte und von der Kommission 
beschlossene Beitrag zur Agentur für 2015 
auf 31,516 Mio. EUR beläuft; stellt fest, 
dass zu diesem Betrag noch die 
Ausführung von 2013 im Umfang von 
1,499 Mio. EUR hinzugerechnet werden 
muss, was für 2015 einen Gesamtbeitrag 
von 33,015 Mio. EUR ergibt; weist darauf 
hin, dass in dem vorgeschlagenen Beitrag 
keinerlei zusätzliche Mittel für die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften über 
Pharmakovigilanz enthalten sind, da die 
Kosten dafür durch Gebühren aufgebracht 
werden müssen; erinnert daran, dass die 
Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1

im Juli 2014 in Kraft getreten ist und dass 
die Agentur ihre bestehenden Mittel 
anpassen muss, um auch die 
Pharmakovigilanz-Tätigkeiten zu 
finanzieren;

Europäischen Arzneimittel-Agentur 
geforderte und von der Kommission 
angenommene Beitrag zur Agentur für 
2015 auf 31,516 Mio. EUR beläuft; stellt 
fest, dass zu diesem Betrag noch die 
Ausführung von 2013 im Umfang von 
1,499 Mio. EUR hinzugerechnet werden 
muss, was für 2015 einen Gesamtbeitrag 
von 33,015 Mio. EUR ergibt; weist darauf 
hin, dass in dem vorgeschlagenen Beitrag 
keinerlei zusätzliche Mittel für die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften über 
Pharmakovigilanz enthalten sind, da die 
Kosten dafür durch Gebühren aufgebracht 
werden müssen; erinnert daran, dass die 
Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1

im Juli 2014 in Kraft getreten ist und dass 
die Agentur ihre bestehenden personellen 
und finanziellen Mittel anpassen muss, um 
auch die Pharmakovigilanz-Tätigkeiten zu 
finanzieren;

1 Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über die Gebühren, die 
der Europäischen Arzneimittelagentur für 
die Durchführung von Pharmakovigilanz-
Tätigkeiten in Bezug auf 
Humanarzneimittel zu entrichten sind 
(ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 112).

1 Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über die Gebühren, die 
der Europäischen Arzneimittelagentur für 
die Durchführung von Pharmakovigilanz-
Tätigkeiten in Bezug auf 
Humanarzneimittel zu entrichten sind 
(ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 112).

Or. en

Änderungsantrag 12
Nicola Caputo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 14

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

14. stellt fest, dass sich der von der 
Europäischen Arzneimittel-Agentur 
geforderte und von der Kommission 
beschlossene Beitrag zur Agentur für 2015 
auf 31,516 Mio. EUR beläuft; stellt fest, 

14. stellt fest, dass sich der von der 
Europäischen Arzneimittel-Agentur 
geforderte und von der Kommission 
angenommene Beitrag zur Agentur für 
2015 auf 31,516 Mio. EUR beläuft; stellt 



AM\1033348DE.doc 11/12 PE537.188v03-00

DE

dass zu diesem Betrag noch die 
Ausführung von 2013 im Umfang von 
1,499 Mio. EUR hinzugerechnet werden 
muss, was für 2015 einen Gesamtbeitrag 
von 33,015 Mio. EUR ergibt; weist darauf 
hin, dass in dem vorgeschlagenen Beitrag 
keinerlei zusätzliche Mittel für die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften über 
Pharmakovigilanz enthalten sind, da die 
Kosten dafür durch Gebühren aufgebracht 
werden müssen; erinnert daran, dass die 
Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1 

im Juli 2014 in Kraft getreten ist und dass 
die Agentur ihre bestehenden Mittel 
anpassen muss, um auch die 
Pharmakovigilanz-Tätigkeiten zu 
finanzieren;

fest, dass zu diesem Betrag noch die 
Ausführung von 2013 im Umfang von 
1,499 Mio. EUR hinzugerechnet werden 
muss, was für 2015 einen Gesamtbeitrag 
von 33,015 Mio. EUR ergibt; weist darauf 
hin, dass in dem vorgeschlagenen Beitrag 
keinerlei zusätzliche Mittel für die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften über 
Pharmakovigilanz enthalten sind, da die 
Kosten dafür durch Gebühren aufgebracht 
werden müssen; erinnert daran, dass die 
Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates1

im Juli 2014 in Kraft getreten ist und dass 
die Agentur ihre bestehenden Mittel 
anpassen muss, um auch die 
Pharmakovigilanz-Tätigkeiten zu 
finanzieren; hebt hervor, dass die 
Europäische Arzneimittel-Agentur zu den 
Agenturen zählt, die industrieorientiert 
arbeiten, und in den letzten drei Jahren 
keine einzige zusätzliche Stelle für die 
Umsetzung der Rechtsvorschriften zur 
Pharmakovigilanz erhalten hat, was sich
in einer Verlangsamung der Bearbeitung 
der entsprechenden Vorgänge 
niederschlägt; akzeptiert daher nicht die 
geplante Kürzung der Mitarbeiterzahl der 
Agentur um 5 %;

1 Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über die Gebühren, die 
der Europäischen Arzneimittelagentur für 
die Durchführung von Pharmakovigilanz-
Tätigkeiten in Bezug auf 
Humanarzneimittel zu entrichten sind 
(ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 112).

1 Verordnung (EU) Nr. 658/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über die Gebühren, die 
der Europäischen Arzneimittelagentur für 
die Durchführung von Pharmakovigilanz-
Tätigkeiten in Bezug auf 
Humanarzneimittel zu entrichten sind 
(ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 112).

Or. en

Änderungsantrag 13
Julie Girling

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 16
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

16. ist generell nicht davon überzeugt, 
dass sich die Externalisierung von 
Diensten zum Abbau von Personal in den 
Stellenplänen langfristig als 
kosteneffizienter erweisen wird, da die 
Dienstleistungserbringer beaufsichtigt 
und angewiesen werden müssen und 
gleichzeitig gewinnorientiert arbeiten.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 14
Nils Torvalds

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 16 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

16a. weist auf die beunruhigende Lage in 
der Ostsee hin, die durch deren 
spezifische Natur und deren geringe 
Wassertiefe bedingt ist; betont, dass die 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage 
in Europas am stärksten verschmutzten 
Meer wirkungsvoll und langfristig 
ausgelegt sein müssen und dass diese 
Maßnahmen weiterhin mit Mitteln der 
entsprechenden Haushaltslinie unterstützt 
werden müssen.

Or. en


